
von Helmut Volger

Als zu Beginn der neunziger
Jahre die Serie der UN-Welt-
konferenzen unter anderem

zum Schutz der Umwelt, zum Schutz
der Menschenrechte, zur Bevölke-
rungspolitik oder zur Armutsbe-
kämpfung begann, wurden mit ihnen
große Hoffnungen verbunden. Das
Problembewusstsein in der öffent-
lichen Meinung und bei den Politi-
kern der Mitgliedstaaten
der Weltorganisation
war durch eine effektive
Informationsarbeit der
UN-Programme und
durch die intensive Öf-
fentlichkeitsarbeit von
Nichtregierungsorgani-
sationen (NGOs) in
einem solchen Maße ge-
fördert worden, dass die
Konferenzen ein großes
Medienecho fanden und
von vielen hochrangigen
Politikern besucht wur-
den.

Aufrüttelnde Schlussdokumente
wurden im Konsens verabschiedet,die
die Probleme deutlich beim Namen
nannten und mögliche Problemlö-
sungen aufzeigten. Sie enthielten ein
Bekenntnis der Konferenzteilnehmer
zu grundlegenden Werten sowie die
feste Absicht, die Umsetzung der dort
gefassten Beschlüsse in regelmäßigen
Abständen auf Folgekonferenzen zu
überprüfen. Ein Fortschritt für die

Weltgemeinschaft, wie es schien, ein
gangbarer Weg zur schrittweisen Lö-
sung der globalen Probleme.War diese
optimistische Sichtweise berechtigt?
Was ist aus der Umsetzung der Be-
schlüsse der Weltkonferenzen gewor-
den? Sind Weltkonferenzen und ihre
Ergebnisse „Bausteine“ für die För-
derung von „global governance“, jener
staatenübergreifenden Regelungs-
und Gestaltungsfähigkeit der Welt-

gemeinschaft also, in
deren komplexen
Interaktionsnetzwerken
neben den Regierungen
auch in zunehmender
Weise Unternehmen
und NGOs mitwirken?

Der von Thomas Fues
und Brigitte Hamm he-
rausgegebene Sammel-
band versucht auf diese
Fragen Antworten zu
geben. Dirk Messner
macht in seinem Grund-
satzbeitrag deutlich,
dass sich die heutigen

Prozesse der Globalisierung der Pro-
duktion von Gütern und Dienstleis-
tungen, der finanziellen Transaktio-
nen und der Kommunikation im Ver-
gleich zu früheren Globalisierungs-
prozessen erheblich schneller und
umfassender vollziehen. Für ihn hat
dies weit reichende Folgen für öffent-
liche Güter wie Beschäftigung, Wohl-
stand, soziale Sicherheit,Bildung,Ge-
sundheit oder eine intakte Umwelt.Es
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„Good Governance“
Erste Schritte zu einer konstruktiven Weltinnenpolitik

Gibt es eine Architektur
der internationalen

Politik?
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handele sich um ökonomische, sozia-
le, politische und kulturelle Prozesse,
„die vor nationalen Grenzen nicht
halt machen und von Nationalstaaten
im Alleingang nur noch begrenzt ge-
steuert und gestaltet werden können“
(S. 15). Weil die globalen Wirkungs-
ketten nicht nur ökonomische Inno-
vation und technologischen Wandel
fördern, sondern auch zu erheblichen
globalen Risiken und Instabilitäten
führen, die die soziale und politische
Destabilisierung ganzer Regionen zur
Folge haben können, bestehe die Not-
wendigkeit, eine Politik der „global
governance“ zu entwickeln. Die Leis-
tung der Weltkonferenzen und ihrer
Folgekonferenzen liegt für Messner
darin,dass sie die Wirkungen der Glo-
balisierung thematisiert und Impulse
geliefert haben für eine neu zu struk-
turierende Weltpolitik mit einer Viel-
falt von Akteuren, die die Entstehung
einer globalen Zivilgesellschaft be-
günstigen.

Dabei wiesen die Weltkonferenzen
der neunziger Jahre einen gravieren-
den Mangel auf, der erst in der Folge-
zeit abgemildert werden konnte:
Wegen des Widerstands der Indus-
trieländer des „Nordens“ konnten die
„harten“ Themen – Welthandelssys-
tem, Weltfinanzordnung, Militär-
und Sicherheitspolitik – nicht in die
Diskussionen einbezogen werden,ob-
wohl sie von ihrer Sachlogik her eng
mit den Themen der Konferenzen
verknüpft gewesen seien. Erst in den
letzten Jahren habe auch in den inter-
nationalen Handels- und Finanzorga-
nisationen die Debatte um die Er-
kenntnisse der Weltkonferenzen be-
gonnen. Allerdings wird die erforder-

liche Kooperation im Bereich des
Welthandelssystems gefährdet durch
die zurzeit starken Tendenzen zur su-
pranationalen Regionalisierung in
Latein- und Nordamerika einerseits
und im asiatisch-pazifischen Raum
andererseits, wie der Beitrag von He-
ribert Dieter verdeutlicht.

Für den Bereich der Militär- und
Sicherheitspolitik steht die Diskussi-
on über weltweite Kooperations-
strukturen noch weitgehend aus, wo-
rauf Christoph Rohloff zu Recht in sei-
nem Beitrag über „global governance“
auf dem Gebiet der Friedens- und Si-
cherheitspolitik hinweist. Zwar habe
sich in der Praxis eine sinnvolle Aus-
weitung des Sicherheitsbegriffs auf
wirtschaftliche Stabilität, Schutz der
Menschenrechte und Einhaltung de-
mokratischer Regeln vollzogen, es
fehlten aber globale kooperative Si-
cherheitsstrukturen. Rohloff fordert
deshalb, die Funktionslogik der „ge-
meinsamen Sicherheit“ aus dem
KSZE-Prozess auf das Nord-Süd-Ver-
hältnis zu übertragen.

Welche Zukunftsaussichten hat das
Projekt der „global governance“?
Messner erörtert drei Szenarien: das
Eigeninteresse der Nationalstaaten
verhindert gemeinsame Problemlö-
sungen; die Eigendynamik globaler
Normenbildung und die damit ein-
hergehende Senkung der „Transakti-
onskosten“ der Staaten begünstigen
die Institutionalisierung von „global
governance“; das Ausmaß des Wan-
dels bewirkt Prozesse komplexen Ler-
nens und einen weit reichenden Wan-
del der Formen internationaler Zu-
sammenarbeit. Der Autor tendiert
zum zweiten und dritten Szenario, al-
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lerdings bei dem letzten mit einem
langen Zeithorizont: Die Weltkon-
ferenzen hätten zwar das Problembe-
wusstsein geändert, der Wandel zu
mehr gemeinsamem Handeln vollzie-
he sich jedoch sehr langsam, weil sich
die Wissens- und Deutungsmuster in
Bezug auf die globalen Probleme nur
langsam veränderten.

Dieses Spannungsverhältnis zwi-
schen gemeinsamen Erkenntnissen
und der Festlegung auf gemeinsame
Werte einerseits und der langsamen
Umsetzung in die Praxis andererseits
verdeutlichen exemplarisch die Bei-
träge über die Umsetzung der Be-
schlüsse von drei der wichtigsten
Weltkonferenzen der neunziger Jahre:
Petra Stephan befasst sich mit der
Kommission für nachhaltige Ent-
wicklung im Folgeprozess nach der
Weltumweltkonferenz in Rio 1992,
Thomas Fues mit dem Kopenhagen-
Prozess nach dem Weltsozialgipfel
1995 in Kopenhagen, Birgit Dede-
richs-Bain mit dem Folgeprozess nach
der Weltfrauenkonferenz in Peking
1995.Als positiv wird in allen drei Fäl-
len neben einem allmählichen Wan-
del der völkerrechtlichen Normen in
Richtung auf die in den Konferenzen
postulierten Ziele vor allem die inten-
sive Mitwirkung der NGOs an den
Folgeprozessen angesehen.

Demgegenüber wird die überaus
langsame Umsetzung der Konferenz-
beschlüsse konstatiert, die vor allem
auf mangelndem politischen Willen
und die schlechte Ausstattung von in-
ternationalen und nationalen Gre-
mien und Programmen mit finanziel-
len Mitteln zurückzuführen sei. Es
habe sich gezeigt,dass eine Ergänzung

der internationalen Gremien durch
aktive nationale Institutionen als Dis-
kussionsforen für die unterschiedli-
chen gesellschaftlichen Kräfte uner-
lässlich sei, um die Erkenntnisse der
Weltkonferenzen und ihrer Folgepro-
zesse in der Bevölkerung stärker zu
verbreiten und um für ihre Umset-
zung in nationale Politik mehr Unter-
stützung zu gewinnen.

Vier weitere Beiträge widmen sich
den Auswirkungen der Konferenzen
auf die Politik einzelner Staaten bzw.
Regionen. Sie zeigen, dass die Welt-
konferenzen zwar in allen Staaten po-
litische Impulse gesetzt hätten, diese
aber in ihren Auswirkungen vom Ent-
wicklungsstand, der politischen In-
frastruktur, der Zivilgesellschaft und
von nationalen Interessen beeinflusst
würden. So macht der Beitrag von
Claudio Maggi über den Einfluss der
Weltkonferenzen auf die Politik der
lateinamerikanischen Staaten deut-
lich, dass trotz des vorhandenen Wil-
lens, die Konferenzbeschlüsse umzu-
setzen, die neu gegründeten öffent-
lichen Einrichtungen schwach ent-
wickelt sind und dass sie ihre Politik
wenig effizient mit den zivilen Akteu-
ren koordinieren.

Andererseits gibt es aber auch ein-
deutig positive Entwicklungen. Japan
etwa – so Ben Warkentin in seinem
Beitrag – sei ein Beispiel dafür, dass
ein Land im wohlverstandenen Eigen-
interesse die Ergebnisse der Weltkon-
ferenzen dafür nutzt, einen Wandel in
der Entwicklungspolitik, in seinem
politischen Apparat und der Öffent-
lichkeit durchzusetzen. Die Entwick-
lungszusammenarbeit nach den Kri-
terien der Weltkonferenzen biete



B U C H K R I T I K

50 I N T E R N AT I O N A L E  P O L I T I K 8/2002

Japan mehr ökonomischen Nutzen als
jede bilaterale Hilfe und entlaste das
Land in seiner Außenpolitik zugleich
vom Vorwurf eines Interventionis-
mus, weil es sich an den Prioritäten
der Organisationen der Vereinten Na-
tionen orientiere.

Jene deutliche Orientierung der ja-
panischen Haushaltspolitik an den
Zielvorgaben der Weltkonferenzen
fehlt in der deutschen Politik.Dies be-
tonen Thomas Fues und Brigitte
Hamm in ihrem Beitrag. Sie weisen
nach, dass sich Deutschland bei der
Umsetzung der Beschlüsse der Welt-
konferenzen schwer tut: Zwar habe
man die neuen Leitbilder wie „nach-
haltige Entwicklung“ offiziell in die
Politik übernommen und durch die
Schaffung geeigneter Gremien einen
Beratungsprozess mit Wissenschaft-
lern und NGOs über die nationale
Umsetzung begonnen; in der Praxis
scheitere die Umsetzung jedoch oft an
der Bremserrolle des Bundesfinanz-
ministeriums und der Haushaltspoli-
tiker des Bundestags sowie an der
mangelnden Koordination zwischen
den Ressorts. Angesichts der zuneh-
menden Globalisierung vieler Politik-
felder, in deren Folge viele Bundes-
ministerien an Weltkonferenzen teil-
nehmen, stelle sich – so Walter Eberlei
in seinem Beitrag über die koordinie-
rende Funktion des Auswärtigen
Amtes – die Frage nach einer effizien-
ten Koordination. Das Auswärtige
Amt sei damit in seiner bisherigen
Struktur überfordert; es besitze nicht
die erforderlichen personellen Struk-
turen, das Know-how und die politi-
schen Kompetenzen. Denkbar wären
nach Eberlei zwei Alternativen: das

Auswärtige Amt werde zu Lasten der
bisher zuständigen Ressorts zu einem
„Superministerium für auswärtige
Politik“ ausgebaut, oder es beschrän-
ke sich auf die Kernkompetenzen für
eine präventive Friedens- und Sicher-
heitspolitik. Dann müsste das Bun-
deskanzleramt die Koordinationsrol-
le übernehmen, die diese Behörde
jedoch seit Jahrzehnten nur ungenü-
gend und sporadisch wahrgenom-
men habe.

Das Buch bietet für die Diskussio-
nen um eine „global governance“ viel
Stoff durch seine übersichtlichen Zu-
sammenfassungen der Konferenz-
ergebnisse, Analysen der Umset-
zungsprozesse und Prognosen für die
weitere Entwicklung. Dabei ist den
Autoren zugute zu halten,dass sie sich
trotz der vielen Misserfolge und Hin-
dernisse, die sie auf den „Baustellen
für Global Governance“ antreffen,en-
gagiert, aber realistisch für eine opti-
mistische Perspektive einsetzen.
Thomas Fues/Brigitte I. Hamm (Hrsg.), Die
Weltkonferenzen der 90er Jahre: Baustellen
für Global Governance (EINE Welt – Texte der
Stiftung Entwicklung und Frieden, Bd. 12),
Bonn: J.H.W. Dietz Verlag Nachf. 2001,
391 S., 12,70 EUR.

Theorie der Internationalen 
Beziehungen

DIRK NABERS

Walter Carlsnaes/Thomas Risse/Beth A.
Simmons (Hrsg.), Handbook of International
Relations, London/Thousand Oaks/New Delhi:
Sage Publications 2002, 571 S., 129,00 EUR.

Den Internationalen Beziehungen
(IB) als Teildisziplin der Politik-

wissenschaft wird oft unterstellt, sie
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litten unter einem Theoriedefizit,
indem die Suche nach dem Einheitli-
chen,Ähnlichen und Typischen in der
empirischen Vielfalt allzu oft in meta-
theoretischen Exkursen münde; da-
rüber hinaus sei die Menge der Ansät-
ze kaum überschaubar, alter Wein
werde seit Jahren in neue Schläuche
gefüllt, und immer neue Etiketten
schreckten eher ab, als dass sie zum
Studium der IB animierten.

Angesichts dieser Vorurteile er-
scheint es als waghalsiges Unterneh-
men, die unterschiedlichsten Theo-
rieansätze der IB in einem einzigen
Band zusammenzufassen. Dies ge-
schieht im Handbook of Internatio-
nal Relations in beeindruckender
Weise. Die renommierten Heraus-
geber Walter Carlsnaes von der schwe-
dischen Universität Uppsala, Thomas
Risse von der Freien Universität Berlin
und Beth A. Simmons aus Berkeley
bringen die bestmögliche Expertise
der IB-Forschung aus Europa und
Nordamerika zusammen.Sie schaffen
es, in 28 Kapiteln einen nahezu er-
schöpfenden Überblick über die Dis-
ziplin zu geben. Und so wird dieses
Buch fortan als Standardwerk der In-
ternationalen Beziehungen bezeich-
net werden müssen.

Der Band gliedert sich in drei ana-
lytisch abgegrenzte Teile, die jeweils
einen eigenen Strang des wissen-
schaftlichen Diskurses in der Disziplin
darstellen. Im ersten Teil werden die
philosophischen, metatheoretischen
und normativen Grundlagen der IB
dargestellt. Die in den letzten Jahren
das Forum beherrschende Debatte
zwischen Rationalismus und Kons-
truktivismus dient dabei als Leitmotiv.

Im zweiten Teil werden die wichti-
gen analytischen Anliegen der Diszip-
lin vorgestellt. Nach der Diskussion
von Grundbegriffen wie Staat, Souve-
ränität,Macht, internationale Institu-
tionen und Organisationen, Diplo-
matie und Interdependenz werden
hier Ansätze diskutiert, in denen auch
Akteure auf der Ebene unterhalb des
Nationalstaats sowie feministische
und psychologische Aspekte Berück-
sichtigung finden. Besonders wohl-
tuend wirkt der Abstand, der durch
diese Vorgehensweise zu den großen
paradigmatischen Debatten zwischen
Realismus, Liberalismus und Institu-
tionalismus gewonnen wird.

Im dritten und umfangreichsten
Teil nähert sich das Buch dem empiri-
schen Gegenstand des Faches. So un-
terschiedliche Probleme der interna-
tionalen Beziehungen wie Krieg und
Frieden, Sicherheits- und Wirt-
schaftskooperation, Nationalismus,
internationale Finanzströme, Ent-
wicklungszusammenarbeit, Umwelt-
und Menschenrechtspolitik sowie die
Probleme des modernen Völkerrechts
werden hier umfassend analysiert.
Natürlich gibt es in einem so breit an-
gelegten Werk Überschneidungen,die
sich zum Teil durch überlagernde Dis-
kurse beispielsweise in Sicherheitsstu-
dien und solche über Macht in den IB
ergeben. Das Gleiche trifft für die
Themenfelder der vergleichenden Re-
gionalforschung und der Rolle inter-
nationaler Institutionen für die inter-
nationale Politik zu. Dennoch ent-
wickeln sich gerade durch die unter-
schiedlichen Perspektiven fruchtbare
Übereinstimmungen in den theoreti-
schen Ergebnissen.
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Es ist schwierig, innerhalb dieses
für Studenten der Politikwissenschaft
unentbehrlichen Buches einzelne 
Kapitel hervorzuheben. Für jeden
Aspekt konnte einer der führenden
Vertreter des Faches gewonnen wer-
den. Durch das gesamte Werk zieht
sich – inspiriert durch die Beiträge
von James Fearon und Alexander
Wendt, Duncan Snidal, Emanuel
Adler und Richard K. Herrmann im
Einleitungsteil – die Debatte zwi-
schen Rationalisten und Konstrukti-
visten.

Unter den Autoren – hier seien nur
genannt Michael Zürn, Thomas Risse,
Hans Peter Schmitz und Harald Mül-
ler – nimmt Letzterer in seinem Bei-
trag über Formen der Sicherheits-
kooperation am stärksten diese 
Debatte auf. Der Blick auf die unter-
schiedlichen Argumente des Realis-
mus, Institutionalismus, Liberalis-
mus, Konstruktivismus und post-
moderner Theorieansätze ist indes
nur eine Antwort auf die Frage,
warum und in welchen Fällen Staaten
in der internationalen Politik koope-
rieren. Jeder, der dieses Buch für seine
wissenschaftliche Arbeit zu Rate
zieht, wird in dieser Hinsicht er-
schöpfend informiert.

Das Europa der Regionen
HENNING SCHRÖDER

Lyndelle D. Fairlie/Alexander Sergounin, Are
Borders Barriers? EU Enlargement and the
Russian Region of Kaliningrad,
Helsinki/Berlin/Kauhava: The Finnish Institute
of International Affairs/Institut für
Europäische Politik 2001 (= Programme on
the Northern Dimension of the CFSP, Vol. 10),
190 S. (keine Preisangabe).

Helmut Hubel (Hrsg.), EU Enlargement and
Beyond. The Baltic States and Russia, Berlin:
Berlin Verlag Arno Spitz 2002, 469 S., 
60,00 EUR.

Vladimir Bilik u.a. (Hrsg.), Role of the
Carpathian Euroregion in Confronting its
Minority Agenda. Sanatorium „Karpaty“
(Ukraine), March 29–31, 2001, Preov/
Uzhgorod: Research Center of the Slovak
Foreign Policy Association/Strategies Studies
Foundation 2001, 118 S. (keine Preisangabe).

Andreas Heinemann-Grüder (Hrsg.),
Federalism Doomed? European Federalism
between Integration and Separation, New
York/Oxford: Berghan Books 2002, 272 S.,
69,95 $/47,00 £ (Paperback 25,00 $/17,00 £).

Die Gestaltung europäischer Zu-
kunft ist ein Thema,das Politiker

und Wissenschaftler in den letzten
Jahren intensiv beschäftigt – und dies
schlägt sich auch auf dem Buchmarkt
nieder. Sowohl in den Staaten der Eu-
ropäischen Union selbst wie auch bei
den europäischen Nachbarn und in
den Vereinigten Staaten ist in jüngster
Zeit eine ganze Reihe von Studien er-
schienen, die die politischen und so-
zialen Implikationen der EU-Erweite-
rung erörtern. Vier Bände, die diese
Fragen aus ganz unterschiedlichen
Perspektiven betrachten, sollen hier
vorgestellt werden.

So setzt sich ein russisch-ame-
rikanisches Autorengespann mit den
Folgen für die russische Region Kali-
ningrad auseinander, slowakische,ru-
mänische und polnische Wissen-
schaftler diskutieren die Rolle der Eu-
roregion Karpaten, Autoren aus
Deutschland,den USA,Skandinavien,
Russland und den baltischen Staaten
analysieren die Zukunft der baltischen
Region,und eine Gruppe angelsächsi-
scher und deutscher Forscher be-
trachtet den europäischen Föderalis-
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mus in der Spannung zwischen Inte-
gration und Renationalisierung. Ge-
meinsam ist allen Bänden,dass sie mit
dem Blick nach vorn Aspekte der EU-
Erweiterung thematisieren.

Die Behandlung Kaliningrads (Kö-
nigsbergs),das im Falle der Aufnahme
Litauens in die EU zu einer russischen
Enklave innerhalb des EU-Territori-
ums werden wird, hat im Jahr 2002 in
den Gesprächen zwischen Russland
und der EU eine erhebliche Rolle ge-
spielt. Die Standpunkte der beiden
Seiten unterscheiden sich deutlich:
Während die russische Regierung auf
einen visafreien Zugang in die Region
besteht, sind die EU-Vertreter zwar
bereit, über Erleichterungen zu spre-
chen, wollen aber aus Sicherheits-
gründen von einer Visaregelung nicht
abgehen.

Lyndelle D. Fairlie von der San
Diego State University of California
und Alexander Sergounin von der
Universität Nishnij Nowgorod haben
sich dieses Themas angenommen.
Fairlie zeichnet in ihrem Teil der Stu-
die die Probleme nach und warnt
davor,das Konfliktpotenzial zu unter-
schätzen und die Ausarbeitung von
Lösungen zu verschleppen. Sergounin
zeigt seinerseits den Wandel im russi-
schen Sicherheitsdenken auf, das Ka-
liningrad heute nicht mehr allein als
russisches Problem versteht; er weist
zutreffend darauf hin, dass subregio-
nale Kooperation ein wichtiger Si-
cherheitsfaktor im künftigen Europa
sein wird. Auch wenn die beiden Au-
toren keine wirklichen Lösungsvor-
schläge formulieren, so geben sie aus
zwei unterschiedlichen Perspektiven
eine klare Vorstellung vom Ausmaß

der Schwierigkeiten, die in nächster
Zeit bewältigt werden müssen.

Das Problem Kaliningrad wird
auch in einem Sammelband themati-
siert, den Helmut Hubel herausgege-
ben hat. Allerdings wird es hier in
einem erheblich breiteren Kontext
thematisiert, da der Band die Ergeb-
nisse eines Forschungsprojekts prä-
sentiert,das sich mit der EU,den balti-
schen Staaten und Russland auseinan-
der setzt. In fünf großen Blöcken un-
tersuchen die beteiligten Autoren die
Rolle der EU im Ostsee-Raum. Zu-
nächst entwerfen sie einen Ana-
lyserahmen, stellen dann die Entwick-
lung der EU-Ostpolitik in den neunzi-
ger Jahren vor und untersuchen
schließlich die Haltung einzelner Mit-
gliedsländer zu den EU-Erweiterungs-
strategien in der Ostsee-Region. Der
vierte Block nimmt die Situation in
den Anrainerstaaten außerhalb der
EU – Litauen, Lettland, Estland, Polen
und Russland – in den Blick,der fünfte
Abschnitt thematisiert die Zukunft
der Subregion Ostsee-Raum und kon-
zentriert sich insbesondere auf die Be-
ziehungen zwischen Russland und
den baltischen Staaten.

Auch der Sammelband, den das
Forschungszentrum der Slowaki-
schen Gesellschaft für Auswärtige Po-
litik und die ukrainische Stiftung für
strategische Studien ediert haben,
setzt sich mit der Situation in einer
Subregion auseinander – mit der kar-
patischen Euroregion, in der sich die
Staatsgebiete von Polen,der Slowakei,
Ungarns, Rumäniens und der Ukrai-
ne berühren. Die Probleme dieses
Raumes mit seiner komplexen Natio-
nalitätenstruktur werden in der EU-
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Öffentlichkeit kaum wahrgenom-
men; dennoch werden sie in Zukunft
Gegenstand der EU-Struktur- und
Außenpolitik sein müssen, denn die
„Schengen“-Grenze wird nach der
Osterweiterung nicht nur Kalinin-
grad vom restlichen russischen Staats-
gebiet abschneiden, sie wird auch die
Karpaten-Region zerteilen. Der vor-
liegende Band dokumentiert die Er-
gebnisse eines Workshops, auf dem
Wissenschaftler und Politiker aller be-
troffenen Länder Minderheitenfra-
gen, Möglichkeiten grenzüberschrei-
tender Wirtschaftskooperation und
eine Verbesserung der Sicherheit in
diesem Raum diskutierten. Der Band
verdient insbesondere deshalb Auf-
merksamkeit, weil er den Blick auf
eine Region richtet, die sonst kaum
öffentliche Beachtung findet.

Aus einer anderen Perspektive be-
leuchtet ein Sammelband,den Andre-
as Heinemann-Grüder herausgegeben
hat, die Folgen der EU-Erweiterung.
Dessen Autoren interessiert vor allem
die Perspektive des europäischen Fö-
deralismus. Eine Erweiterung, die der
Europäischen Union neue Mitglieder
zuführt, stellt nicht nur an die Bei-
trittsländer große Anforderungen,
auch die innere Struktur der Union
selbst muss an die neue Realität ange-
passt werden. Dabei geht es nicht al-
lein um Effizienz der Entscheidungs-
findung, es geht auch um eine höhere
Qualität von Politik, um die Synthese
unterschiedlicher nationaler Identitä-
ten im Rahmen eines föderalen
Selbstverständnisses und um die Stär-
kung demokratischer Potenziale auf
transnationaler Ebene. Der Band geht
diese Fragen in großer Breite an,

indem er nicht nur die Entwicklung
des politischen Systems der Europäi-
schen Union selbst analysiert, son-
dern die Erfahrungen föderaler Syste-
me im 20. Jahrhundert in die Betrach-
tung einbezieht.

Daher gliedern sich die Beiträge in
drei große Abschnitte. Der erste be-
handelt die strukturellen und demo-
kratie-politischen Implikationen des
europäischen Föderalismus,der zwei-
te untersucht gescheiterte föderale
Systeme des 20. Jahrhunderts, um da-
raus Lehren für eine künftige Euro-
päische Föderation zu ziehen,und der
dritte thematisiert die Spannungen,
die sich aus dem Gegensatz zwischen
der Renationalisierung der letzten
Jahre und der notwendigen Einbin-
dung der Staaten in eine transnatio-
nale Organisation ergeben.

Indem der Band so ein Panorama
der verschiedenartigen föderalen Ent-
wicklungen in Europa entwirft – die
Fälle Vereinigte Staaten und Kanada
bleiben außer Betracht – und die
Chancen und die Probleme erörtert,
die ihnen innewohnen, skizziert er
den historischen Kontext, der bei der
Fortentwicklung des politischen Sys-
tems der Europäischen Union mit-
bedacht werden muss, und der in
ihren einzelnen Mitgliedstaaten
durchaus unterschiedlich wahr-
genommen wird.

Der Band,der vordergründig ledig-
lich beansprucht, die Entwicklung
von Institutionen zu erörtern, wird so
zu einem Plädoyer dafür,den notwen-
digen Ausbau Europas „politisch“ zu
verstehen und die Lehren, die aus der
europäischen Geschichte zu ziehen
sind, ernst zu nehmen.


